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P

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts am 17. Juli 1996 
beschlossen:

Als zuständiges Gericht wird das Arbeitsgericht 
Köln bestimmt.

G r ü n d e  :

I. Der Beklagte zu 1) war bis zum 31. Dezember 1986 bei der 
Klägerin als Vertriebsleiter beschäftigt. Seitdem erhielt er ein 
betriebliches Ruhegeld in Höhe von monatlich 5.268,00 DM. Mit 
Schreiben vom 28. August 1995 widerrief die Klägerin die Pensi­
onszusage gegenüber dem Beklagten zu 1), nachdem sie bereits am 
4. Februar 1994 den Beklagten zu 2), den PSV, von dieser Absicht 
unterrichtet hatte.

Die Klägerin begehrt von beiden Beklagten mit ihrer vor dem 
Arbeitsgericht Mainz erhobenen Klage die Feststellung, daß der 
Widerruf der betrieblichen Altersversorgung vom 28. August 1995 
gegenüber dem Beklagten zu 1) gerechtfertigt ist.

Die Klägerin und die Beklagte zu 2) beantragen,

das Arbeitsgericht Köln als zuständiges Gericht 
zu bestimmen.

Der Beklagte zu 1), der die gegen ihn gerichtete Klage für 
unzulässig hält, beantragt,
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das Arbeitsgericht Mainz als zuständiges Gericht 
zu bestimmen.

II. Als örtlich zuständiges Gericht war das Arbeitsgericht Köln 
zu bestimmen.

1. Die Voraussetzungen für die Bestimmung eines örtlich zustän­
digen Arbeitsgerichts durch das Bundesarbeitsgericht liegen vor 
(§ 36 Nr. 3 ZPO). Es besteht Einigkeit darüber, daß die Zustän­
digkeitsbestimmung entgegen dem Wortlaut des § 36 Nr. 3 ZPO 
("verklagt werden sollen") auch noch nach Rechtshängigkeit und 
nach Erhebung der Rüge der örtlichen Unzuständigkeit durch den 
Beklagten getroffen werden kann (BAGE 44, 223 = AP Nr. 33 zu § 36 
ZPO; zuletzt BAG Beschlüsse vom 4. Mai 1992 - 5 AS 2/92 - und vom 
29. Juni 1992 - 5 AS 6/92 -, n.v.; BGHZ 88, 331, 333). Dafür sind 
Zweckmäßigkeitserwägungen maßgebend.

Die Klägerin nimmt die Beklagten als Streitgenossen in An­
spruch. Das ist nach § 60 ZPO möglich (wenn auch in Fällen dieser 
Art nicht zweckmäßig). Nach dieser Bestimmung können mehrere Per­
sonen als Streitgenossen gemeinschaftlich verklagt werden, wenn 
gleichartige und auf einem in wesentlichen gleichartigen tatsäch­
lichen und rechtlichen Grunde beruhende Verpflichtungen den Ge­
genstand des Rechtsstreits bilden. Das ist hier der Fall. Der Ar­
beitgeber, der Versorgungszusagen aus wirtschaftlichen Gründen 
widerrufen will, muß die daraus entstehenden Streitfragen in 
einem Rechtsstreit gegen den Pensions-Sicherungs-Verein klären 
(BAGE 32, 220, 227 = AP Nr. 4 zu § 7 BetrAVG, zu III 2 b der
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BAGE 72,
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Gründe; BAG Urteil vom 1C. März 1993 - 3 AZR 299/92 - 
329, 335 f. = AP Nr. 18 zu § 7 BetrAVG Widerruf, zu A 3 der Grün­
de) . An diesem Rechtsstreit kann der Arbeitnehmer, um dessen Ver­
sorgungsbezüge es geht, beteiligt werden. Wird er beteiligt, ist 
eine gemeinsame Verhandlung und Entscheidung zweckmäßig (BAGE 44, 
223 = AP Nr. 33 zu § 36 ZPO).

Beide Beklagten haben keinen gemeinschaftlichen besonderen 
Gerichtsstand. Ihren allgemeinen Gerichtsstand haben sie bei ver­
schiedenen Arbeitsgerichten, nämlich dem Arbeitsgericht Mainz und 
dem Arbeitsgericht Köln.

Wenn beide Beklagten bei verschiedenen Gerichten ihren all­
gemeinen Gerichtsstand haben, ist es zweckmäßig, das Gericht, bei 
dem der Träger der Insolvenzsicherung seinen allgemeinen Ge­
richtsstand hat, nach § 36 Nr. 3 ZPO als das zuständige Gericht 
zu bestimmen. Diese Auffassung hat der Senat bereits mehrfach 
vertreten (vgl. BAGE 44, 223 = AP Nr. 33 zu § 36 ZPO, zuletzt Be­
schlüsse vom 4. Mai 1992 und 29. Juni 1992, aaO). An ihr wird 
auch im vorliegenden Fall festgehalten.

2. Das Arbeitsgericht Köln wird zu überprüfen haben, ob es den 
vorliegenden Prozeß mit den Parallelverfahren verbindet (§ 147 
ZPO). Denn die Entscheidung über die Berechtigung eines solchen 
Widerrufs kann trotz einzelvertraglicher Pensionszusage sinnvoll­
erweise nur einheitlich ergehen. Im übrigen hat das Bundesar­
beitsgericht in seinem Urteil vom 26. Juni 1980 (- 3 AZR
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156/79 - BAGE 33, 234 = AP Nr. 1 zu § 4 BetrAVG) zu Recht auf 
folgendes hingewiesen: Die Auseinandersetzung darüber, ob wirt­
schaftliche Gründe einen Widerruf von Versorgungszusagen recht- 
fertigen, betrifft in erster Linie den Arbeitgeber und den PSV 
und weniger den Arbeitnehmer. Die einzelnen Arbeitnehmer können 
anders als der PSV in solchen Fällen vielfach gar nicht oder nur 
mit Schwierigkeiten beurteilen, ob und inwieweit die für den Wi­
derruf vom Arbeitgeber angeführten wirtschaftlichen Umstände zu­
treffen und welches Gewicht sie haben. § 7 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 
BetrAVG muß so verstanden werden, daß der Insolvenzschutz auch 
verfahrensmäßig funktioniert und die Arbeitnehmer nicht mit in 
der Sache wenig dienlichen Einzelstreitigkeiten überzogen werden, 
wie es hier von Seiten der Klägerin geschehen ist.

Griebeling Schliemann Reinecke
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